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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2004/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 4. November 2003

über die Regelungen für die politischen Parteien auf europäischer Ebene und ihre Finanzierung

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 191,

auf Vorschlag der Kommission,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 191 des Vertrags sind politische Parteien
auf europäischer Ebene wichtig als Faktor der Integration
in der Union und tragen dazu bei, ein europäisches
Bewusstsein herauszubilden und den politischen Willen
der Bürger der Union zum Ausdruck zu bringen.

(2) Für die politischen Parteien auf europäischer Ebene
sollten in Form eines Regelwerks eine Reihe von Grund-
regeln festgelegt werden, insbesondere hinsichtlich ihrer
Finanzierung. Die Erfahrungen mit der Anwendung
dieser Verordnung sollten zeigen, inwieweit dieses Regel-
werk durch weitere Bestimmungen vervollständigt
werden sollte.

(3) Es hat sich gezeigt, dass die Mitglieder einer politischen
Partei auf europäischer Ebene entweder Bürger sind, die
sich in einer politischen Partei zusammengeschlossen
haben, oder politische Parteien, die miteinander ein
Bündnis bilden. Daher sollten die Begriffe „politische
Partei“ und „Bündnis politischer Parteien“ im Sinne dieser
Verordnung präzisiert werden.

(4) Um eine „politische Partei auf europäischer Ebene“ iden-
tifizieren zu können, ist es wichtig, bestimmte Vorausset-
zungen festzulegen. Insbesondere müssen die politischen
Parteien auf europäischer Ebene die Grundsätze
beachten, auf denen die Europäische Union beruht und
die in den Verträgen verankert sind und in der Charta
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt
wurden.

(5) Es ist ein Verfahren für die politischen Parteien auf
europäischer Ebene festzulegen, die eine Finanzierung
im Rahmen dieser Verordnung erhalten möchten.

(6) Außerdem sollte eine regelmäßige Nachprüfung der
Voraussetzungen vorgesehen werden, anhand derer eine
politische Partei auf europäischer Ebene identifiziert
wird.

(7) Die politischen Parteien auf europäischer Ebene, die eine
Finanzierung im Rahmen dieser Verordnung erhalten
haben, sollten die Pflichten erfüllen, mit denen die Trans-
parenz der Finanzierungsquellen gewährleistet werden
soll.

(8) Gemäß der Erklärung Nr. 11 zu Artikel 191 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, die der
Schlussakte des Vertrags von Nizza beigefügt ist, sollte
die aufgrund dieser Verordnung gewährte Finanzierung
nicht zur unmittelbaren oder mittelbaren Finanzierung
der politischen Parteien auf einzelstaatlicher Ebene
verwendet werden. Nach derselben Erklärung sollten die
Bestimmungen über die Finanzierung der politischen
Parteien auf europäischer Ebene auf ein und derselben
Grundlage für alle im Europäischen Parlament vertre-
tenen politischen Kräfte gelten.

(9) Die Art der Ausgaben, die für eine Finanzierung
aufgrund dieser Verordnung in Frage kommen, sollte
präzisiert werden.

(10) Die Mittel, die für die in dieser Verordnung vorgesehene
Finanzierung bestimmt sind, sollten im Rahmen des
jährlichen Haushaltsverfahrens festgelegt werden.

(11) Es ist notwendig, für eine größtmögliche Transparenz
und für eine Finanzkontrolle der politischen Parteien auf
europäischer Ebene zu sorgen, die aus dem Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union finanziert werden.

(12) Für die in jedem Haushaltsjahr verfügbaren Mittel ist ein
Verteilungsschlüssel vorzusehen, wobei einerseits die
Zahl der Begünstigten und andererseits die Zahl der
gewählten Mitglieder im Europäischen Parlament zu
berücksichtigen sind.

(13) Bei der technischen Unterstützung, die den politischen
Parteien auf europäischer Ebene vom Europäischen
Parlament geleistet wird, sollte der Grundsatz der Gleich-
behandlung beachtet werden.

(14) Die Anwendung dieser Verordnung sowie die finan-
zierten Tätigkeiten sollten in einem zu veröffentli-
chenden Bericht des Europäischen Parlaments überprüft
werden.
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(15) Die richterliche Kontrolle, für die der Gerichtshof
zuständig ist, trägt zur ordnungsgemäßen Anwendung
dieser Verordnung bei.

(16) Um den Übergang zu den neuen Regeln zu erleichtern,
sollte die Anwendung einiger Bestimmungen dieser
Verordnung verschoben werden, bis sich das Europä-
ische Parlament nach den für Juni 2004 vorgesehenen
Wahlen konstituiert hat —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

In dieser Verordnung werden die Regelungen für die politischen
Parteien auf europäischer Ebene und ihre Finanzierung festge-
legt.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „politische Partei“: eine Vereinigung von Bürgern,
— die politische Ziele verfolgt und
— die nach der Rechtsordnung mindestens eines Mitglied-

staats anerkannt ist oder in Übereinstimmung mit dieser
Rechtsordnung gegründet wurde;

2. „Bündnis politischer Parteien“: eine strukturierte Zusammen-
arbeit mindestens zweier politischer Parteien;

3. „politische Partei auf europäischer Ebene“: eine politische
Partei oder ein Bündnis politischer Parteien, die bzw. das die
in Artikel 3 genannten Voraussetzungen erfüllt.

Artikel 3

Voraussetzungen

Eine politische Partei auf europäischer Ebene muss folgende
Voraussetzungen erfüllen:

a) Sie besitzt in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat,
Rechtspersönlichkeit;

b) sie ist in mindestens einem Viertel der Mitgliedstaaten durch
Mitglieder des Europäischen Parlaments oder in den natio-
nalen Parlamenten oder regionalen Parlamenten oder Regi-
onalversammlungen vertreten, oder

sie hat in mindestens einem Viertel der Mitgliedstaaten bei
der letzten Wahl zum Europäischen Parlament mindestens 3
Prozent der abgegebenen Stimmen in jedem dieser Mitglied-
staaten erreicht;

c) sie beachtet insbesondere in ihrem Programm und in ihrer
Tätigkeit die Grundsätze, auf denen die Europäische Union
beruht, das heißt die Grundsätze der Freiheit, der Demo-
kratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sowie der Rechtsstaatlichkeit;

d) sie hat an den Wahlen zum Europäischen Parlament teilgen-
ommen oder die Absicht bekundet, dies zu tun.

Artikel 4

Antrag auf Finanzierung

(1) Um eine Finanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Union zu erhalten, muss eine politische Partei auf
europäischer Ebene jährlich einen Antrag beim Europäischen
Parlament stellen.

Das Europäische Parlament entscheidet innerhalb von drei
Monaten und bewilligt und verwaltet die entsprechenden
Mittel.

(2) Dem ersten Antrag müssen folgende Unterlagen beige-
fügt werden:

a) Unterlagen, die bescheinigen, dass der Antragsteller die in
Artikel 3 genannten Voraussetzungen erfüllt;

b) ein politisches Programm, das die Ziele der politischen
Partei auf europäischer Ebene beschreibt;

c) eine Satzung, in der insbesondere die für die politische und
finanzielle Leitung zuständigen Organe sowie die Organe
oder natürlichen Personen festgelegt sind, die in den jewei-
ligen Mitgliedstaaten insbesondere für die Zwecke des
Erwerbs oder der Veräußerung beweglicher und unbewegli-
cher Vermögensgegenstände oder in Gerichtsverfahren zur
gesetzlichen Vertretung befugt sind.

(3) Jede Änderung betreffend die in Absatz 2 genannten
Unterlagen, insbesondere eines politischen Programms oder
einer Satzung, die bereits vorgelegt wurden, muss dem Europä-
ischen Parlament innerhalb von zwei Monaten mitgeteilt
werden. Erfolgt keine Mitteilung, so wird die Finanzierung
ausgesetzt.

Artikel 5

Nachprüfung

(1) Das Europäische Parlament prüft regelmäßig nach, ob
die politischen Parteien auf europäischer Ebene die in Artikel 3
Buchstaben a) und b) genannten Voraussetzungen weiterhin
erfüllen.

(2) Hinsichtlich der in Artikel 3 Buchstabe c) genannten
Voraussetzung prüft das Europäische Parlament auf Antrag
eines Viertels seiner Mitglieder, die mindestens drei Fraktionen
im Europäischen Parlament vertreten, durch Beschluss der
Mehrheit seiner Mitglieder nach, ob die genannte Vorausset-
zung bei einer politischen Partei auf europäischer Ebene
weiterhin erfüllt ist.

Vor der Einleitung einer solchen Nachprüfung hört das Europä-
ische Parlament die Vertreter der betreffenden politischen Partei
auf europäischer Ebene an und bittet einen Ausschuss, dem
unabhängige Persönlichkeiten angehören, innerhalb einer ange-
messenen Frist zu dieser Frage Stellung zu nehmen.

15.11.2003L 297/2 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Der genannte Ausschuss besteht aus drei Mitgliedern. Von
diesen wird jeweils ein Mitglied vom Europäischen Parlament,
dem Rat und der Kommission benannt. Die Sekretariats-
geschäfte und die Finanzierung des Ausschusses übernimmt das
Europäische Parlament.

(3) Stellt das Europäische Parlament fest, dass eine der in
Artikel 3 Buchstaben a), b) und c) genannten Voraussetzungen
nicht mehr erfüllt ist, so wird die betreffende politische Partei
auf europäischer Ebene, die aus diesem Grund diese Eigenschaft
verloren hat, von der Finanzierung nach dieser Verordnung
ausgeschlossen.

Artikel 6

Pflichten im Zusammenhang mit der Finanzierung

Eine politische Partei auf europäischer Ebene

a) veröffentlicht jährlich ihre Einnahmen und Ausgaben sowie
eine Aufstellung der Aktiva und Passiva;

b) gibt ihre Finanzierungsquellen an, indem sie ein Verzeichnis
vorlegt, in dem die Spender und ihre jeweiligen Spenden —
bis auf diejenigen, die 500 EUR nicht überschreiten —
aufgeführt sind;

c) darf folgende Spenden nicht annehmen:

— anonyme Spenden,
— Spenden aus dem Budget einer Fraktion des Europä-

ischen Parlaments,

— Spenden von Unternehmen, auf die die öffentliche Hand
aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der finanziellen
Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden
Regeln unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden
Einfluss ausüben kann,

— Spenden in Höhe von über 12 000 EUR pro Jahr und
Spender von jeder anderen natürlichen oder juristischen
Person als den im dritten Gedankenstrich genannten
Unternehmen; Unterabsatz 2 bleibt hiervon unberührt.

Die Beiträge der politischen Parteien, die einer politischen
Partei auf europäischer Ebene angehören, sind zulässig. Sie
dürfen 40 % des Jahresbudgets dieser Partei nicht über-
steigen.

Artikel 7

Finanzierungsverbot

Finanzierungen, die politische Parteien auf europäischer Ebene
aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union oder
aus anderen Quellen erhalten, dürfen nicht der unmittelbaren
oder mittelbaren Finanzierung anderer politischer Parteien und
insbesondere nationaler politischer Parteien dienen, auf die
weiterhin die nationalen Regelungen Anwendung finden.

Artikel 8

Art der Ausgaben

Mittel, die aufgrund dieser Verordnung aus dem Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union gewährt wurden, dürfen nur
für Ausgaben verwendet werden, die unmittelbar mit den

Zielen zusammenhängen, die in dem in Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b) genannten politischen Programm beschrieben
sind.

Zu diesen Ausgaben gehören unter anderem Verwaltungsaus-
gaben sowie Ausgaben für technische Unterstützung,
Sitzungen, Forschung, grenzüberschreitende Veranstaltungen,
Studien, Information und Veröffentlichungen.

Artikel 9

Ausführung und Kontrolle

(1) Die der Finanzierung politischer Parteien auf europä-
ischer Ebene zugewiesenen Mittel werden im Rahmen des
jährlichen Haushaltsverfahrens festgelegt und gemäß den
Bestimmungen der Haushaltsordnung für den Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Gemeinschaften (1) ausgeführt.

(2) Die Bewertung der beweglichen und unbeweglichen
Vermögensgegenstände sowie ihre Abschreibung erfolgen nach
der Verordnung (EG) Nr. 2909/2000 der Kommission vom 29.
Dezember 2000 über die rechnungsmäßige Verwaltung der
nichtfinanziellen Anlagewerte der Europäischen Gemein-
schaften (2).

(3) Die Finanzkontrolle über die aufgrund dieser Verordnung
gewährten Finanzierungen wird gemäß den Bestimmungen der
Haushaltsordnung und ihrer Durchführungsmodalitäten
ausgeübt.

Darüber hinaus wird die Kontrolle auf der Grundlage einer
jährlichen Prüfung durch einen externen und unabhängigen
Rechnungsprüfer durchgeführt. Die Prüfungsbescheinigung
wird dem Europäischen Parlament binnen sechs Monaten nach
Ablauf des betreffenden Geschäftsjahres übermittelt.

(4) Aufgrund der Anwendung dieser Verordnung sind Mittel,
die politische Parteien auf europäischer Ebene zu Unrecht aus
dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union erhalten
haben sollten, in diesen Haushalt zurückzuzahlen.

(5) Alle für die Erfüllung der Aufgaben des Rechnungshofs
erforderlichen Unterlagen und Informationen werden diesem
auf seine Anfrage von den politischen Parteien auf europäischer
Ebene übermittelt, die Finanzierungen aufgrund dieser Verord-
nung erhalten.

Tätigen politische Parteien auf europäischer Ebene gemeinsam
mit nationalen politischen Parteien oder anderen Organisa-
tionen Ausgaben, so sind dem Rechnungshof Belege über die
Ausgaben der politischen Parteien auf europäischer Ebene zur
Verfügung zu stellen.

(6) Die Finanzierung der politischen Parteien auf europä-
ischer Ebene als Einrichtungen, die ein Ziel von allgemeinem
europäischen Interesse verfolgen, fällt nicht unter die Bestim-
mungen des Artikels 113 der Haushaltsordnung, die sich auf
die Degressivität dieser Finanzierung beziehen.
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Artikel 10

Aufteilung der Mittel

(1) Die verfügbaren Mittel werden jährlich unter den politi-
schen Parteien auf europäischer Ebene, deren Antrag auf
Gewährung einer Finanzierung nach Artikel 4 stattgegeben
wurde, wie folgt aufgeteilt:

a) 15 % werden zu gleichen Teilen aufgeteilt;

b) 85 % werden unter denjenigen aufgeteilt, die durch gewählte
Mitglieder im Europäischen Parlament vertreten sind, wobei
die Aufteilung im Verhältnis zur Zahl ihrer gewählten
Mitglieder erfolgt.

Für die Zwecke dieser Bestimmungen kann ein Mitglied des
Europäischen Parlaments nur einer politischen Partei auf
europäischer Ebene angehören.

(2) Die Finanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Union darf 75 % des Budgets einer politischen
Partei auf europäischer Ebene nicht überschreiten. Die Beweis-
last hierfür trägt die betreffende politische Partei auf europä-
ischer Ebene.

Artikel 11

Technische Unterstützung

Jede Art von technischer Unterstützung, die politische Parteien
auf europäischer Ebene vom Europäischen Parlament erhalten,
basiert auf dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Sie wird zu

Bedingungen gewährt, die nicht ungünstiger sind als diejenigen,
die sonstigen externen Organisationen und Verbänden
eingeräumt werden, denen ähnliche Erleichterungen gewährt
werden können; die Gewährung erfolgt auf Rechnung und
entgeltlich.

Das Europäische Parlament veröffentlicht in einem Jahresbe-
richt, welche technische Unterstützung jeder politischen Partei
auf europäischer Ebene im Einzelnen gewährt wurde.

Artikel 12

Berichterstattung

Das Europäische Parlament veröffentlicht bis zum 15. Februar
2006 einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung
sowie über die finanzierten Tätigkeiten. In diesem Bericht wird
gegebenenfalls auf etwaige Änderungen hingewiesen, die an
dem Finanzierungssystem vorzunehmen sind.

Artikel 13

Inkrafttreten und Geltung

Diese Verordnung tritt drei Monate nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die Artikel 4 bis 10 gelten ab dem Tag der Eröffnung der
ersten Sitzung nach den Wahlen zum Europäischen Parlament
im Juni 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 4. November 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. TREMONTI
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2005/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 14. November 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 85,6
096 49,6
204 52,5
999 62,6

0707 00 05 052 147,8
999 147,8

0709 90 70 052 120,2
204 77,9
999 99,1

0805 20 10 204 55,0
999 55,0

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 75,9
388 66,8
464 146,8
528 66,8
999 89,1

0805 50 10 052 86,0
524 60,1
528 81,9
600 87,7
999 78,9

0806 10 10 052 119,4
400 231,0
508 326,8
999 225,7

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 60,5
060 36,6
064 48,5
096 84,1
388 117,0
400 94,8
404 94,6
720 51,5
800 162,7
999 83,4

0808 20 50 052 95,9
060 52,6
064 60,3
720 42,9
999 62,9

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2006/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter für die 130. Einzelausschreibung im Rahmen
der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Interventionsbutter-
mengen aus ihren Beständen durch Ausschreibung und
gewähren für den Rahm, die Butter und das Butterfett
eine Beihilfe. Nach Artikel 18 der genannten Verordnung
werden aufgrund der auf jede Einzelausschreibung einge-
gangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter
sowie ein Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und
Butterfett festgesetzt, oder es wird beschlossen, der

Ausschreibung keine Folge zu leisten. Der genannte
Mindestverkaufspreis und der betreffende Beihilfehöchst-
betrag können je nach Verwendungszweck, Milchfettge-
halt der Butter und Verarbeitungsweise differenziert
werden. Die Höhe der Verarbeitungssicherheit(en) ist
entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 130. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschrei-
bung sind die Mindestverkaufspreise für Interventionsbutter
sowie die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 14. November 2003 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für
Butter für die 130. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.

2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit Indikatoren Ohne
Indikatoren Mit Indikatoren Ohne

Indikatoren

Mindestver-
kaufspreis

Butter
≥ 82 %

In unverändertem
Zustand

— 217,5 — —

Butterfett 214 — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand

— 126 — —

Butterfett 126 — — —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2007/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 130. Einzelaus-
schreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Interventionsbutter-
mengen aus ihren Beständen durch Ausschreibung und
gewähren für den Rahm, die Butter und das Butterfett
eine Beihilfe. Nach Artikel 18 der genannten Verordnung
werden aufgrund der auf jede Einzelausschreibung einge-
gangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter
sowie ein Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und
Butterfett festgesetzt, oder es wird beschlossen, der

Ausschreibung keine Folge zu leisten. Der genannte
Mindestverkaufspreis und der betreffende Beihilfehöchst-
betrag können je nach Verwendungszweck, Milchfettge-
halt der Butter und Verarbeitungsweise differenziert
werden. Die Höhe der Verarbeitungssicherheit(en) ist
entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 130. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschrei-
bung sind die Beihilfehöchstbeträge sowie die Verarbeitungssi-
cherheiten in der Tabelle im Anhang zur vorliegenden Verord-
nung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 14. November 2003 zur Festsetzung der Beihilfehöchstbeträge für
Rahm, Butter und Butterfett für die 130. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der

Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit Indikatoren Ohne
Indikatoren Mit Indikatoren Ohne

Indikatoren

Beihilfehöchst-
betrag

Butter 82 % 79 75 — 71

Butter 82 % 77 72 — 72

Butterfett 98 91 97 89

Rahm — — 34 31

Verarbeitungs-
sicherheit

Butter 87 — — —

Butterfett 108 — 107 —

Rahm — — 37 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2008/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die 49. Einzelausschreibung
im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2799/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 26 der Verordnung (EG) Nr. 2799/1999
der Kommission vom 17. Dezember 1999 mit Durch-
führungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 des Rates hinsichtlich der Gewährung einer
Beihilfe für Magermilch und Magermilchpulver für
Futterzwecke und des Verkaufs dieses Magermilchpul-
vers (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2238/2002 (4), führen die Interventionsstellen für
bestimmte, in ihrem Besitz befindliche Magermilchpul-
vermengen ein Dauerausschreibungsverfahren durch.

(2) Nach Artikel 30 der genannten Verordnung ist aufgrund
der zu jeder Einzelausschreibung eingegangenen Ange-
bote ein Mindestverkaufspreis festzusetzen oder die
Ausschreibung aufzuheben. Unter Berücksichtigung des
Unterschieds zwischen dem Marktpreis des Magermilch-
pulvers und dem festgesetzten Mindestverkaufspreis ist
die Höhe der Verarbeitungssicherheit zu bestimmen.

(3) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist der
Mindestverkaufspreis auf die nachstehend genannte
Höhe festzusetzen und die entsprechende Verarbeitungs-
sicherheit zu bestimmen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 49. Einzelausschreibung im Rahmen der Verordnung
(EG) Nr. 2799/1999, für die die Frist zur Einreichung der Ange-
bote am 11. November 2003 abgelaufen ist, werden der
Mindestverkaufspreis und die Verarbeitungssicherheit wie folgt
festgesetzt:

— Mindestverkaufspreis: 198,05 EUR/100 kg;

— Verarbeitungssicherheit: 52,00 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2009/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Beihilfe für Butterfett für die 302. Sonderausschreibung im
Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 429/90 der Kommis-
sion vom 20. Februar 1990 über die Gewährung einer
Beihilfe im Ausschreibungsverfahren für Butterfett zum
unmittelbaren Verbrauch in der Gemeinschaft (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 124/1999 (4),
führen die Interventionsstellen im Hinblick auf die
Gewährung einer Beihilfe für Butterfett eine Daueraus-
schreibung durch. Nach Artikel 6 derselben Verordnung
wird aufgrund der je Sonderausschreibung einge-
gangenen Angebote eine Höchstbeihilfe für Butterfett
mit einem Mindestfettgehalt von 96 % festgesetzt, oder
es wird der Ausschreibung nicht stattgegeben. Die
Bestimmungssicherheit muss entsprechend festgesetzt
werden.

(2) In Anbetracht der eingegangenen Angebote ist die
Höchstbeihilfe auf die nachstehend genannte Höhe fest-
zusetzen und die entsprechende Bestimmungssicherheit
festzulegen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 429/90 durchzuführende 302. Sonderaus-
schreibung werden die Höchstbeihilfe und die Bestimmungs-
sicherheit wie folgt festgesetzt:

— Höchstbeihilfe: 97 EUR/100 kg,

— Bestimmungssicherheit: 107 EUR/100 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2010/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 über gemeinsame Durchführungsvorschriften für
Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 sowie auf die
entsprechenden Bestimmungen der anderen Verordnungen über
gemeinsame Marktorganisationen für landwirtschaftliche
Erzeugnisse,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bestehenden Vorschriften im Rahmen der Vorfinan-
zierung mit Verarbeitung sehen eine Äquivalenzregelung
für in loser Schüttung gelagerte Grund- und Zwischener-
zeugnisse vor, die nach der Verarbeitung ausgeführt
werden. Die Äquivalenz kann für Erzeugnisse gewährt
werden, die sich an verschiedenen Orten befinden, oder
für Erzeugnisse, die sich am gleichen Ort befinden. Die
Äquivalenz ist für Erzeugnisse in bestimmten Situa-
tionen, wie zur Ausfuhr bestimmte Interventionserzeug-
nisse, verboten. Im Allgemeinen ist die Äquivalenz bei
Vorfinanzierung für die Lagerhaltung nicht zulässig,
unbeschadet bestimmter sektorbezogener Verordnungen,
die vorschreiben, dass bestimmte Erzeugnisse in loser
Schüttung zusammen mit anderen Erzeugnissen, die
einen anderen Zollstatus haben, in demselben Silo oder
an demselben Lagerort gelagert werden können. Der
Europäische Rechnungshof hat in seinem Sonderbericht
Nr. 1/2003 erklärt, dass die Äquivalenzregelung unnötig
kompliziert und nur schwer zu kontrollieren ist.
Außerdem hat er festgestellt, dass die Vorschriften
sowohl in den Mitgliedstaaten als auch in verschiedenen
Regionen innerhalb der Mitgliedstaaten sehr unterschied-
lich angewendet worden sind. Daher wird empfohlen,
die Möglichkeit der Äquivalenz aus der Vorfinanzierung
mit Verarbeitung zu streichen.

(2) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 565/80 des Rates vom 4.
März 1980 über die Vorauszahlung von Ausfuhrerstat-
tungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 444/2003 der
Kommission (4), ist die Verwendung tatsächlicher Aus-
beutesätze für die im Rahmen der Vorfinanzierungsrege-
lung verarbeiteten Erzeugnisse eingeführt worden. Um
die unterschiedliche Ausbeute berücksichtigen zu
können, ist flexibler vorzugehen, wenn die gemeldete
Ausbeute höher als die tatsächliche Ausbeute ist.

(3) Um die Anträge auf die Zahlung von Ausfuhrerstat-
tungen wirksamer verwalten zu können, dürfen die
Mitgliedstaaten beschließen, dass nur elektronische
Anträge zulässig sind.

(4) Im Hinblick auf die Vereinfachung des Verwaltungsver-
fahrens für die Zahlung von Erstattungen für kleine
Mengen ist bei Erstattungen in Höhe von bis zu
2 400 EUR im Rahmen der Aufforderung zur Übersen-
dung von Äquivalenzdokumenten auf den Einfuhrnach-
weis zu verzichten.

(5) Zur Vereinfachung der Behandlung von Dossiers mit
kleinen Sanktionsbeträgen ist der Mindestbetrag anzu-
heben, bei dem die Mitgliedstaaten auf den Wiedereinzug
verzichten können.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 444/
2003, ist daher entsprechend zu ändern.

(7) Die zuständigen Verwaltungsausschüsse haben nicht
innerhalb der ihnen von ihren Vorsitzenden gesetzten
Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 800/1999 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 28 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden die Unterabsätze 2, 3 und 4 gestri-
chen.

b) Die Absätze 4 und 5 werden gestrichen.

2. Dem Artikel 35 Absatz 1 werden folgende Unterabsätze
angefügt:

„Ist die Differenz zwischen dem fälligen Betrag und dem im
Voraus gezahlten Betrag jedoch auf eine Differenz zwischen
dem in der Zahlungserklärung angegebenen und dem nach
der Verarbeitung erzielten Ausbeutesatz zurückzuführen, so
findet die in Unterabsatz 2 genannte Erhöhung um 15 %
keine Anwendung, wenn die Differenz zwischen den Ausbe-
utesätzen weniger als 2 % beträgt.

Artikel 51 findet keine Anwendung, wenn es eine Differenz
zwischen dem angegebenen und dem nach der Verarbeitung
erzielten Ausbeutesatz gibt.“

3. Artikel 49 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Unterabsatz 2 wird folgender Unterabsatz
eingefügt:

„Die Mitgliedstaaten können jedoch beschließen, dass der
Erstattungsantrag ausschließlich unter Einsatz eines der
Verfahren gemäß Buchstabe b) erfolgen muss.“

b) In Absatz 3 Unterabsatz 2 Buchstabe a) wird der Betrag
„1 200 EUR“ durch den Betrag „2 400 EUR“ ersetzt.
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4. In Artikel 51 Absatz 9 wird der Betrag „60 EUR“ durch den
Betrag „100 EUR“ ersetzt.

5. In Artikel 52 Absatz 3 wird der Betrag „60 EUR“ durch den
Betrag „100 EUR“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummer 1 gilt für die Erzeugnisse, die Gegenstand
der ab 1. Januar 2004 angenommenen Zahlungserklärungen
sind.

Artikel 1 Nummer 2 gilt für die Erzeugnisse, die Gegenstand
der ab 1. Oktober 2003 angenommenen Zahlungserklärungen
sind.

Artikel 1 Nummern 3, 4 und 5 gelten für die Erzeugnisse, die
Gegenstand der ab 1. Dezember 2003 angenommenen Ausfuh-
ranmeldungen sind.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2011/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Änderung der Anhänge I und III der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates zur Schaffung
eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Tierarzneimittel-

rückstände in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates vom
26. Juni 1990 zur Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für
die Festsetzung von Höchstmengen für Tierarzneimittel-
rückstände in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1873/2003 (2) der
Kommission, insbesondere auf die Artikel 6, 7 und 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 sind schritt-
weise Höchstmengen für Rückstände aller pharmakolo-
gisch wirksamen Stoffe festzusetzen, die in der Gemein-
schaft in Tierarzneimitteln für zur Lebensmittelerzeu-
gung genutzte Tiere verwendet werden.

(2) Die Höchstmengen für Rückstände werden erst festge-
setzt, nachdem der Ausschuss für Tierarzneimittel alle
relevanten Daten zur Unbedenklichkeit von Rückständen
des betreffenden Stoffes für den Verbraucher von
Lebensmitteln tierischen Ursprungs und zu den Auswir-
kungen der Rückstände auf die industrielle Verarbeitung
von Lebensmitteln überprüft hat.

(3) Bei der Festsetzung von Höchstmengen für Tierarznei-
mittel in Lebensmitteln tierischen Ursprungs ist es erfor-
derlich, die Tierart, in der Rückstände vorkommen
können, die Mengen, die in jedem der aus dem behan-
delten Tier gewonnenen relevanten essbaren Gewebe
vorkommen können (Zielgewebe), sowie die Beschaffen-
heit des für die Rückstandsüberwachung relevanten
Rückstandes (Marker-Rückstand) zu spezifizieren.

(4) Für die Kontrolle von Rückständen gemäß den entspre-
chenden Rechtsvorschriften der Gemeinschaft sind die
Höchstmengen normalerweise für die Zielgewebe Leber
oder Niere festzusetzen. Leber und Nieren werden im
internationalen Handel jedoch häufig aus den
Schlachtkörpern entfernt. Aus diesem Grund sind auch
stets Höchstmengen für Rückstände im Muskel- oder
Fettgewebe festzusetzen.

(5) Bei Tierarzneimitteln, die für Legegeflügel, Tiere in der
Laktationsphase oder Honigbienen bestimmt sind,
müssen auch Höchstmengen für Rückstände in Eiern,
Milch oder Honig festgesetzt werden.

(6) Alpha-Cypermethrin und Metamizol sollen in Anhang I
der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 aufgenommen
werden.

(7) Damit die wissenschaftlichen Studien abgeschlossen
werden können, soll Phoxim in Anhang III der Verord-
nung (EWG) Nr. 2377/90 aufgenommen werden.

(8) Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung muss den
Mitgliedstaaten ein ausreichender Zeitraum gewährt
werden, um es ihnen zu ermöglichen, die gemäß der
Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates (3), erteilten Genehmigungen für das Inverkehr-
bringen von Tierarzneimitteln erforderlichenfalls an die
Bestimmungen dieser Verordnung anzupassen.

(9) Die Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen der
Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für Tierarznei-
mittel.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und III der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90
werden gemäß dem beiliegenden Anhang geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem sechzigsten Tag ab ihrer Veröffentlichung.

15.11.2003 L 297/15Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2012/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Berichtigung der und zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates zur Einfuhrregelung für

Milch und Milcherzeugnisse und zur Eröffnung der betreffenden Zollkontingente

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 (2), insbesondere auf Artikel
29 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Zur Anwendung der Zugeständnisse, die im Beschluss
2003/263/EG des Rates vom 27. März 2003 über die
Unterzeichnung und den Abschluss eines Protokolls zur
Anpassung der Handelsaspekte des Europa-Abkommens
zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der Republik Polen andererseits (3) vorgesehen
sind, und im Anschluss an eine Aufstockung der Kontin-
gentsmengen für die Einfuhr in die Gemeinschaft wurde
mit der Verordnung (EG) Nr. 787/2003 der Kommis-
sion (4) insbesondere Nummer 1 von Anhang I Teil I.B
der Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1157/
2003 (6), mit Wirkung ab 1. Mai 2003 ersetzt. Bei dieser
Gelegenheit wurde eine Fußnote eingefügt, nach der im
Rahmen des Kontingents nur Erzeugnisse eingeführt
werden dürfen, für die in Polen keinerlei Ausfuhrbei-
hilfen gewährt wurden, wobei irrtümlicherweise auch
auf Erzeugnisse Bezug genommen wurde, für die diese
Bedingung nicht gilt. Es ist daher angezeigt, diese Bedin-
gung für die betreffenden Erzeugnisse mit Wirkung ab 1.
Mai 2003 aufzuheben.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 enthält seit ihrer
letzten Änderung die Durchführungsbestimmungen, die
sich aus dem Beschluss 2003/465/EG des Rates über den
Abschluss des Abkommens in Form eines Briefwechsels
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem
Königreich Norwegen über bestimmte landwirtschaft-
liche Erzeugnisse (7) ergeben.

(3) Das genannte Abkommen betrifft unter anderem die am
1. Juli 2003 erfolgte Ersetzung des Systems zur Verwal-
tung dieser Kontingente, das sich zuvor auf die Erteilung
von Bescheinigungen IMA 1 gemäß Titel 2 Kapitel III

der Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 gründete, durch
eine Verwaltung nur auf der Grundlage der Einfuhrlizenz
gemäß vorgenanntem Titel 2 Kapitel I.

(4) Diese Verwaltung ist durch ein Zulassungsverfahren
gekennzeichnet, nach dem die Marktteilnehmer vor dem
1. April eines jeden Jahres einen Zulassungsantrag einrei-
chen müssen.

(5) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1157/2003 wurden die
Marktteilnehmer für die am 1. Juli 2003 erfolgte Eröff-
nung der ersten Tranche der Kontingente für Einfuhren
aus Norwegen gemäß Anhang I Teil H der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 vom Zulassungsverfahren befreit,
da die auf den 1. April festgesetzte Frist für die Einrei-
chung der Zulassungsanträge nicht mehr eingehalten
werden konnte. Für die für Januar 2004 vorgesehene
Eröffnung der zweiten Tranche dieser Kontingente sind
Übergangsbestimmungen bezüglich der Zulassung der
betreffenden Marktteilnehmer vorzusehen.

(6) Es empfiehlt sich daher, die Verordnung (EG) Nr. 2535/
2001 zu berichtigen und von der genannten Verordnung
abzuweichen.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Anhang I Teil I.B der Verordnung (EG) Nr. 2535/2001 erhält
Nummer 1 die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verord-
nung.

Artikel 2

(1) Abweichend von Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 erhält für die Zollkontingente gemäß
Anhang I Teil H der genannten Verordnung, die am 1. Januar
2004 eröffnet werden, jeder Marktteilnehmer die Zulassung,
der vor dem 1. Dezember 2003 einen Zulassungsantrag
entsprechend den Bestimmungen des genannten Artikels
einreicht.
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(2) Abweichend von Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr.
2535/2001 gilt Folgendes:

a) Die zuständige Behörde teilt den Antragstellern für die
Kontingente gemäß Anhang I Teil H der genannten Verord-
nung vor dem 15. Dezember 2003 das Ergebnis des Zulas-
sungsverfahrens mit.

b) Die Zulassung hat eine Gültigkeitsdauer von nur sechs
Monaten.

(3) Abweichend von Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2535/2001 gilt Folgendes:

a) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission vor dem
20. Dezember 2003 gemäß den Bestimmungen von Absatz
3 des genannten Artikels die Liste der Marktteilnehmer, die

für die Zuteilung der Kontingente gemäß Anhang I Teil H
der genannten Verordnung, die am 1. Januar 2004 eröffnet
werden, zugelassen wurden.

b) Nur die in der Liste gemäß Buchstabe a) aufgeführten Markt-
teilnehmer dürfen in dem Zeitraum vom 1. Januar bis zum
30. Juni 2004 für die Kontingente gemäß Anhang I Teil H
der genannten Verordnung, die am 1. Januar 2004 eröffnet
werden, Lizenzanträge stellen.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem Tag ihres Inkrafttretens mit Ausnahme von
Artikel 1, der mit Wirkung vom 1. Mai 2003 gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2013/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Tomaten/Para-
deiser, Orangen, Zitronen, Tafeltrauben)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 47/2003 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel
35 Absatz 3 dritter Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1913/2003 der Kommis-
sion (3) wurden zur Eröffnung einer Ausschreibung die
Richtsätze der Erstattungen und die für die Lizenzertei-
lung nach dem Verfahren A3 in Betracht kommenden
Richtmengen, die geliefert werden können, festgesetzt.

(2) Unter Berücksichtigung der eingereichten Angebote
sollten die Höchsterstattungen und die mengenmäßigen
Anteile festgesetzt werden, zu denen Lizenzen für Ange-
bote erteilt werden, die auf diese Höchstsätze lauten.

(3) Bei Orangen und Zitronen überschreitet die Höchster-
stattung, die bei der Erteilung von Lizenzen für die
Richtmenge im Rahmen der Angebotsmengen zugrunde
gelegt wird, die Richterstattung nicht um mehr als das
Anderthalbfache.

(3) Bei Tomaten/Paradeisern (*) und Tafeltrauben liegt die
beantragte Erstattung erheblich über der Richterstattung;
daher sind alle Angebote abzulehnen und ist die
Höchsterstattung auf Null festzusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1913/2003 für Tomaten/Paradeiser, Orangen,
Zitronen und Tafeltrauben geltenden Höchsterstattungen und
Erteilungsanteile sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Tomaten/Paradeiser, Orangen,
Zitronen, Tafeltrauben)

Erzeugnis Höchsterstattung
(EUR/t netto)

Erteilungsanteil der mit Höchsterstattung
beantragten Mengen

Tomaten 0 —

Orangen 25 16 %

Zitronen 27 65 %

Tafeltrauben 0 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2014/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Äpfel)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 47/2003 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel
35 Absatz 3 dritter Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1913/2003 der Kommis-
sion (3) wurden zur Eröffnung einer Ausschreibung die
Richtsätze der Erstattungen und die für die Lizenzertei-
lung nach dem Verfahren A3 in Betracht kommenden
Richtmengen festgesetzt.

(2) Unter Berücksichtigung der eingereichten Angebote
sollten die Höchsterstattungen und die Anteile festgesetzt
werden, zu denen Lizenzen für Angebote erteilt werden,
die auf diese Höchstsätze lauten.

(3) Bei Äpfeln überschreitet die Höchsterstattung, die bei der
Erteilung von Lizenzen für die verfügbaren Mengen im
Rahmen der Angebotsmengen zugrunde gelegt wird, die
Richterstattung um mehr als das Anderthalbfache. Der
Höchsterstattungssatz ist

deshalb gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1961/2001 der Kommission vom 8. Oktober 2001
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 2200/96 des Rates hinsichtlich der Ausfuhrerstat-
tungen für Obst und Gemüse (4), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1176/2002 (5), festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für frisches Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1913/2003 für Äpfel geltenden Höchsterstattungen
und Erteilungsanteile sind im Anhang der vorliegenden Verord-
nung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3 (Äpfel)

Erzeugnis Höchsterstattung (in EUR/t
netto)

Erstattungsanteil der mit
Höchsterstattung beantragten

Mengen

Äpfel 30 57 %
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2015/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

über die Einfuhrlizenzen für aus Botsuana, Kenia, Madagaskar, Swasiland, Simbabwe und Namibia
stammende Erzeugnisse des Rindfleischsektors

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2286/2002 des Rates
vom 10. Dezember 2002 über die Regelung für landwirtschaft-
liche Erzeugnisse und daraus hergestellte Waren mit Ursprung
in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifi-
schen Ozean (AKP) und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1706/98 (1), insbesondere auf Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1918/98 der Kommission
vom 9. September 1998 zur Festlegung der Durchführungsbe-
stimmungen im Sektor Rindfleisch zu der Verordnung (EG) Nr.
1706/98 des Rates über die Regelung für landwirtschaftlichen
Erzeugnisse und bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen hergestellte Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 589/96 (2), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1918/98 sieht die
Möglichkeit vor, Einfuhrlizenzen für Erzeugnisse des
Rindfleischsektors zu erteilen. Allerdings müssen die
Einfuhren im Rahmen der für jedes Ausfuhrdrittland
vorgesehenen Mengen erfolgen.

(2) Die vom 1. bis 10. November 2003 eingereichten, in
Fleisch ohne Knochen ausgedrückten Anträge auf Ertei-
lung einer Lizenz im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
1918/98 für aus Botsuana, Kenia, Madagaskar, Swasi-
land, Simbabwe und Namibia stammende Erzeugnisse
übersteigen nicht die für diese Staaten verfügbaren
Mengen. Es ist daher möglich, Einfuhrlizenzen für die
beantragten Mengen auszustellen.

(3) Es sind die Mengen festzusetzen, für welche ab dem 1.
Dezember 2003 Lizenzen im Rahmen der Gesamtmenge
von 52 100 Tonnen beantragt werden können.

(4) Es wird in diesem Zusammenhang daran erinnert, dass
mit dieser Verordnung nicht die Richtlinie 72/462/EWG
des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung tier-
seuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der

Einfuhr von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen,
von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen aus
Drittländern (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 807/2003 (4), beeinträchtigt wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die nachstehenden Mitgliedstaaten stellen am 21. November
2003 für Erzeugnisse des Sektors Rindfleisch mit Ursprung in
bestimmten Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean Einfuhrlizenzen für die nachstehend angege-
benen Mengen und Ursprungsländer aus, ausgedrückt in Fleisch
ohne Knochen:

Vereinigtes Königreich:

— 730 Tonnen mit Ursprung in Botswana,

— 378 Tonnen mit Ursprung in Namibia,

— 25 Tonnen mit Ursprung in Swasiland.

Artikel 2

Die Lizenzen können gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1918/98 in den ersten zehn Tagen des Monats
Dezember 2003 für folgende Mengen beantragt werden (ausge-
drückt in Fleisch ohne Knochen):

Botsuana: 10 455,5 Tonnen,

Kenia: 142 Tonnen,

Madagaskar: 7 579 Tonnen,

Swasiland: 2 723 Tonnen,

Simbabwe: 9 100 Tonnen,

Namibia: 2 942 Tonnen.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 21. November 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2016/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem parboiled Langkornreis B
nach bestimmten Drittländern im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 1877/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1877/2003 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1948/2002 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird
jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstaus-
fuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem
parboiled Langkornreis B nach bestimmten Drittländern wird
im Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr. 1877/2003
genannten Ausschreibung anhand der vom 10. bis zum 13.
November 2003 eingereichten Angebote auf 290,00 EUR/t
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2017/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Langkornreis B nach der
Insel Réunion im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1878/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 10
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der Kommis-
sion vom 6. September 1989 mit Durchführungsbestimmungen
für die Lieferung von Reis nach der Insel Réunion (3), geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1453/1999 (4), insbesondere auf
Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1878/2003 der Kommis-
sion (5) wurde eine Ausschreibung der Subvention bei
der Lieferung von Reis nach der Insel Réunion eröffnet.

(2) Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 22
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beschließen, eine
Höchstsubvention festzusetzen.

(3) Bei dieser Festsetzung sind insbesondere die Kriterien der
Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 zu
berücksichtigen. Den Zuschlag erhalten die Bieter, deren
Angebot der Höchstsubvention entspricht oder darunter
liegt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Lang-
kornreis B des KN-Codes 1006 20 98 nach der Insel Réunion
wird auf der Grundlage der vom 10. bis zum 13. November
2003 im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1878/2003 eingereichten Angebote auf 301,00 EUR/t
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2018/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rundkörnigem Reis nach
bestimmten Drittländern im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG)

Nr. 1875/2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1875/2003 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1948/2002 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95

genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird
jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchst-
ausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rund-
körnigem Reis nach bestimmten Drittländern wird im Rahmen
der in der Verordnung (EG) Nr. 1875/2003 genannten
Ausschreibung anhand der vom 10. bis 13. November 2003
eingereichten Angebote auf 158,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2019/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 1876/2003 nach bestimmten Drittländern

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1876/2003 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1948/2002 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird
jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchst-
ausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
bestimmten Drittländern wird im Rahmen der in der Verord-
nung (EG) Nr. 1876/2003 genannten Ausschreibung anhand
der vom 10. bis zum 13. November 2003 eingereichten Ange-
bote auf 158,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2020/2003 DER KOMMISSION
vom 14. November 2003

zur Festsetzung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 mit Durchführungsbestimmungen zur
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der im Sektor Getreide geltenden Zölle (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1110/2003 (4), insbe-
sondere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
werden bei der Einfuhr der in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse die Zölle des
gemeinsamen Zolltarifs erhoben. Bei den Erzeugnissen
von Absatz 2 desselben Artikels entsprechen die Zölle
jedoch dem bei ihrer Einfuhr geltenden Interventions-
preis, erhöht um 55 % und vermindert um den auf die
betreffende Lieferung anwendbaren cif-Einfuhrpreis.
Dieser Zollsatz darf jedoch den Zoll des Gemeinsamen
Zolltarifs nicht überschreiten.

(2) Gemäß Artikel 10 Absatz 3 der genannten Verordnung
wird der cif-Einfuhrpreis unter Zugrundelegung der für
das betreffende Erzeugnis geltenden repräsentativen
Weltmarktpreise berechnet.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 wurden die
Durchführungsbestimmungen erlassen, die sich auf die
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beziehen und die im
Sektor Getreide geltenden Zölle betreffen.

(4) Die Einfuhrzölle gelten, bis eine Neufestsetzung in Kraft
tritt, außer wenn in den zwei Wochen vor der folgenden
Festsetzung keine Notierung der in Anhang II der
Verordnung (EG) Nr. 1249/96 genannten Bezugsbörse
vorliegt.

(5) Damit sich die Einfuhrzölle reibungslos anwenden lassen,
sollten ihrer Berechnung die in repräsentativen Bezugs-
zeiträumen festgestellten Marktkurse zugrunde gelegt
werden.

(6) Die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 hat
die Festsetzung der Zölle gemäß dem Anhang zur vorlie-
genden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1766/92 anwendbaren Zölle werden in
Anhang I unter Zugrundelegung der im Anhang II derselben
Verordnung angegebenen Bestandteile festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 16. November 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. November 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung Einfuhrzoll (1)
(EUR/t)

1001 10 00 Hartweizen hoher Qualität 0,00

mittlerer Qualität 0,00

niederer Qualität 0,00

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 0,00

ex 1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur Aussaat 0,00

1002 00 00 Roggen 8,03

1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 34,52

1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (2) 34,52

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als Hybrid-Körner-Sorghum 8,03

(1) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96), kann der
Zoll ermäßigt werden um
— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden, Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel

entladen wird.
(2) Der Zoll kann pauschal um 24 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt sind.
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

(Zeitraum vom 31. Oktober bis 14. November 2003)

1. Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierungen Minneapolis Chicago Minneapolis Minneapolis Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12 % Feuchtigkeit) HRS2. 14 % YC3 HAD2 mittlere
Qualität (*)

niedere
Qualität (**)

US barley 2

Notierung (EUR/t) 136,70 (****) 81,00 175,12 165,12 (***) 145,12 (***) 117,69 (***)

Golf-Prämie (EUR/t) — 18,11 — — — —

Prämie/Große Seen (EUR/t) 18,72 — — — — —

(*) Negative Prämie von 10 EUR/t (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(**) Negative Prämie von 30 EUR/t (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(***) fob Duluth.
(****) Positive Prämie von 14 EUR/t inbegriffen (Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).

2. Durchschnittswerte der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Fracht/Kosten: Golf von Mexiko-Rotterdam: 24,83 EUR/t. Große Seen-Rotterdam: 32,74 EUR/t.

3. Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 12 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 EUR/t (HRW2)
0,00 EUR/t (SRW2).
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK
vom 7. November 2003

zur Verwaltung der im Rahmen der Fazilität des mittelfristigen finanziellen Beistands von der
Europäischen Gemeinschaft abgeschlossenen Anleihe- und Darlehensgeschäfte

(EZB/2003/14)

(2003/797/EG)

DER ERWEITERTE RAT DER EZB —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 119 und Artikel 123
Absatz 2,

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf
Artikel 21.2, Artikel 44 und Artikel 47.1 erster Gedanken-
strich,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des Rates vom
18. Februar 2002 zur Einführung einer Fazilität des mittelfri-
stigen finanziellen Beistands zur Stützung der Zahlungsbilanzen
der Mitgliedstaaten (1), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 123 Absatz 2 des Vertrags, Artikel 44
Absatz 1 der Satzung sowie Artikel 1 Absatz 1 des
Beschlusses EZB/1998/NP2 vom 23. Juni 1998 über die
Erfüllung von bestimmten Aufgaben durch die Europä-
ische Zentralbank, die sie vom Europäischen Wäh-
rungsinstitut übernommen hat, hat die Europäische
Zentralbank (EZB) die in Artikel 117 Absatz 2 fünfter
Gedankenstrich des Vertrags, Artikel 4.1 fünfter Gedan-
kenstrich und Artikel 6.1 dritter Gedankenstrich der
Satzung des Europäischen Währungsinstituts (EWI)
genannten Aufgaben des EWI bis spätestens zu dem Tag
unmittelbar vor dem ersten Tag der dritten Stufe der
Wirtschafts- und Währungsunion (nachfolgend als „dritte
Stufe“ bezeichnet) übernommen.

(2) Gemäß dem Beschluss EZB/1998/NP15 vom 1.
Dezember 1998 über die Erfüllung von bestimmten
Aufgaben der Europäischen Zentralbank in Bezug auf

mittelfristigen finanziellen Beistand zur Stützung der
Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten (2) hat der
Beschluss Nr. 8/95 des EWI vom 2. Mai 1995 zur
Verwaltung der im Rahmen des Mechanismus für mittel-
fristigen Währungsbeistand von der Europäischen
Gemeinschaft abgeschlossenen Anleihe- und Darlehens-
geschäfte seine Gültigkeit behalten und blieb ab dem
ersten Tag der dritten Stufe anwendbar.

(3) Die in Erwägungsgrund 2 genannten Aufgaben wurden
auf der Grundlage von Artikel 11 der Verordnung
(EWG) Nr. 1969/88 des Rates vom 24. Juni 1988 zur
Einführung eines einheitlichen Systems des mittelfri-
stigen finanziellen Beistands zur Stützung der Zahlungs-
bilanzen der Mitgliedstaaten (3) erfüllt.

(4) Die Verordnung (EWG) Nr. 1969/88 wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 332/2002, die am 24. Februar
2002 in Kraft trat, aufgehoben.

(5) Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 332/2002
trifft die EZB die Maßnahmen, die für die Verwaltung
der Darlehen erforderlich sind, die gemäß der durch
diese Verordnung eingeführten Fazilität des mittel-
fristigen Beistands gewährt werden.

(6) Der vorliegende Beschluss, mit dem Artikel 9 der
Verordnung (EG) Nr. 332/2002 durchgeführt wird, hebt
den Beschluss EZB/1998/NP15 auf. Im Hinblick darauf,
dass die im Beschluss EZB/1998/NP2 genannten
sonstigen Aufgaben und Beschlüsse des EWI in der
dritten Stufe nicht mehr gültig und anwendbar sind,
kann der Beschluss EZB/1998/NP2 aus Gründen der
Klarheit ebenso aufgehoben werden —
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(1) ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 1.

(2) Als Anhang V des Beschlusses EZB/2000/12 vom 10. November
2000 über die Veröffentlichung von bestimmten Rechtsakten und
-instrumenten der Europäischen Zentralbank (ABl. L 55 vom
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(3) ABl. L 178 vom 8.7.1988, S. 1. Verordnung geändert durch die
Beitrittsakte von 1994.



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1

Die EZB erfüllt die in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 332/
2002 genannten Aufgaben auf die in den nachfolgenden Arti-
keln 2 bis 8 beschriebene Weise.

Artikel 2

Die Zahlungen im Zusammenhang mit den Anleihe- und Darle-
hensgeschäften der Europäischen Gemeinschaft erfolgen über
Konten, die die EZB im Namen der EZB eröffnet.

Artikel 3

(1) Beträge, die die EZB für Rechnung der Europäischen
Gemeinschaft im Rahmen der von dieser geschlossenen An-
leiheübereinkünfte erhält, werden mit gleicher Wertstellung auf
das Konto überwiesen, das von der nationalen Zentralbank des
Mitgliedstaats, der das entsprechende Darlehen empfängt, ange-
geben wird.

(2) Beträge, die die EZB für Rechnung der Europäischen
Gemeinschaft als Zins- oder Tilgungszahlungen von dem
Mitgliedstaat erhält, der das Darlehen empfangen hat, werden
mit gleicher Wertstellung auf die von den Anleihegläubigern
der Europäischen Gemeinschaft in der entsprechenden An-
leiheübereinkunft angegebenen Konten überwiesen.

Artikel 4

Für jedes Anleihe- und Darlehensgeschäft eröffnet die EZB
folgende, auf Euro lautende Konten in ihren Büchern:

a) ein Nostrokonto mit der Bezeichnung „Guthaben in Euro
bei …“, für die für Rechnung der Europäischen Gemein-
schaft erhaltenen Beträge,

b) ein Passivkonto als Gegenkonto zu dem unter Buchstabe a)
genannten Konto,

c) ein Zwischenkonto mit der Bezeichnung „Verbindlichkeiten
der Europäischen Gemeinschaft aus Anleihegeschäften“, das
gegebenenfalls in Unterkonten für einzelne Anleihegläubiger
untergliedert ist,

d) ein Zwischenkonto mit der Bezeichnung „Forderungen der
Europäischen Gemeinschaft aus Darlehensgeschäften“.

Artikel 5

Die EZB verbucht die in Artikel 3 beschriebenen Finanz-
geschäfte mit entsprechender Wertstellung durch Belastung
bzw. Gutschrift auf den in Artikel 4 genannten Konten.

Artikel 6

(1) Die EZB überwacht die in den Anleihe- und Darlehens-
übereinkünften vorgesehenen Fälligkeitstermine für die Zins-
und Tilgungszahlungen.

(2) Mindestens 15 Kalendertage vor jedem Fälligkeitstermin
unterrichtet die EZB die nationale Zentralbank des Mitglied-
staats, der Schuldner der Europäischen Gemeinschaft ist, über
den entsprechenden Fälligkeitstermin.

Artikel 7

Die EZB unterrichtet die Europäische Kommission unverzüglich
schriftlich über alle Geschäfte, die sie für Rechnung der Europä-
ischen Gemeinschaft ausgeführt hat. Die EZB richtet diese
Mitteilungen an die Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen
der Europäischen Kommission.

Artikel 8

Am Ende eines jeden Kalenderjahres erstellt die EZB einen
Bericht zur Unterrichtung der Europäischen Kommission über
die Finanzgeschäfte, die sie im Laufe des Kalenderjahres im
Zusammenhang mit den Anleihe- und Darlehensgeschäften
ausgeführt hat. Dieser Bericht enthält eine Aufstellung der
Forderungen und Verbindlichkeiten der Europäischen Gemein-
schaft aus diesen Anleihe- und Darlehensgeschäften.

Artikel 9

Die Beschlüsse EZB/1998/NP2 und EZB/1998/NP15 werden
aufgehoben.

Artikel 10

Das Direktorium der EZB trifft alle für die Umsetzung dieses
Beschlusses erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 11

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 7. November 2003.

Im Auftrag des Erweiterten Rates der EZB
Jean-Claude TRICHET
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